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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1989 Ausgegeben am 2. Jänner 1989 1. Stück

1. Bundesgesetz: Bundesfinanzgesetz 1989 — BFG 1989
(NR: GP XVII RV 750 und Zu 750 AB 820 S. 90.)

1 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1988
über die Bewilligung des Bundesvoran-
schlages für das Jahr 1989 (Bundesfinanz-

gesetz 1989 — BFG 1989)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I. Der als Anlage 1 angeschlossene Bun-
desvoranschlag für das Finanzjahr 1989 wird nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes bewilligt. Die Ausgaben und Einnähmen
des Bundesvoranschlages ergeben folgende
Schlußsummen:

Der Abgang des allgemeinen Haushaltes vermin-
dert sich um jene Beträge, die voraussichtlich
während des Finanzjahres 1989 an Mehreinnah-
men und Ausgabeneinsparungen anfallen und
nicht für die Bedeckung von Überschreitungen
gemäß § 41 Abs. 3 und 5 des Bundeshaushaltsge-
setzes (BHG), BGBl. Nr. 213/1986, in der jeweils
geltenden Fassung, sowie Art. IV, V und VI oder
zum Ausgleich von Mindereinnahmen herangezo-
gen werden.

Artikel II. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, bis zur Höhe des sich aus Art. I erge-
benden Abganges des allgemeinen Haushaltes
zuzüglich der im Ausgleichshaushalt veranschlag-
ten Ausgaben für die Rückzahlung von Finanz-
schulden Kreditoperationen durchzuführen. Der
für die Rückzahlung von Finanzschulden veran-
schlagte Betrag vermindert sich um jene Beträge,
die voraussichtlich im Finanzjahr 1989 für die
Rückzahlung von Finanzschulden nicht in
Anspruch genommen werden und die nicht für die
Bedeckung von Überschreitungen gemäß §41

Abs. 3 und 5 BHG sowie Art. V und VI herangezo-
gen werden; der Höchstbetrag, bis zu dem diese
Ermächtigung ausgeübt werden kann, vermindert
sich um jene Beträge, in deren Höhe Kredite
gemäß Übereinkommen mit der Oester-
reichischen Nationalbank nach dem Bundesge-
setz betreffend auf Schilling lautende Beitragslei-
stungen der Republik Österreich bei internationa-
len Finanzinstitutionen, BGBl. Nr. 466/1985, auf-
genommen werden und erhöht sich um jene
Beträge, die sich aus der Ausnützung der
Ermächtigungen gemäß Art. III Abs. 1 bis 7 erge-
ben.

Artikel III. (1) Läßt die wirtschaftliche Entwick-
lung im Finanzjahr 1989 zusätzliche Ausgaben als
zweckmäßig erscheinen, ist der Bundesminister
für Finanzen ermächtigt, Überschreitungen, die
durch Einnahmen aus Kreditoperationen zu
bedecken sind, bei den im Konjunkturausgleich-
Voranschlag (Anlage II) angeführten Voran-
schlagsansätzen des Bundesvoranschlages
(Anlage I) nach Maßgabe der nachstehenden
Bestimmungen zu genehmigen:

1. Hinsichtlich der Stabilisierungsquote des
Konjunkturausgleich-Voranschlages in Höhe des
Bedarfes bei einzelnen Voranschlagsansätzen bis
zu den in der Stabilisierungsquote bei den einzel-
nen Voranschlagsansätzen veranschlagten Beträ-
gen und bis zu dem dort ausgewiesenen Gesamt-
betrag von 2 759,419 Millionen Schilling, wenn

a) die wirtschaftliche Entwicklung dies erfor-
dert und

b) das Vorhandensein freier Produktionskapa-
zitäten die Ausübung dieser Ermächtigung
volkswirtschaftlich zweckmäßig erscheinen
läßt.

2. Hinsichtlich der Konjunkturbelebungsquote
des Konjunkturausgleich-Voranschlages in Höhe
des Bedarfes bei einzelnen Voranschlagsansätzen
bis zu den in der Konjunkturbelebungsquote bei
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den einzelnen Voranschlagsansätzen veran-
schlagten Beträgen und bis zu dem dort ausge-
wiesenen Gesamtbetrag von 1 687,658 Millionen
Schilling, wenn

a) mehrere Anzeichen eines Konjunkturrück-
ganges, darunter insbesondere erhebliche
Minderungen des Einganges von Aufträgen
bei den Unternehmungen, auftreten und

b) dem Konjunkturrückgang durch die Aus-
übung dieser Ermächtigung entgegenge-
wirkt werden kann.

3. Liefer- und Leistungsaufträge zu Lasten der
gemäß Z1 oder Z 2 genehmigten zusätzlichen
Bundesmittel sind innerhalb von 3 Monaten nach
der durch den Bundesminister für Finanzen erteil-
ten Überschreitungsgenehmigung, jedoch späte-
stens bis zum Ablauf dieses Finanzjahres zu ver-
geben.

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 für den Fall der
Inanspruchnahme nach § 64 Abs. 11 des Arbeits-
losenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG), BGBl.
Nr. 609, in der jeweils geltenden Fassung, die
Zustimmung zur Überschreitung des Voran-
schlagsansatzes 1/15537 bis zu einem Betrag von
insgesamt 200 Millionen Schilling zu geben.

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 für Maßnahmen im
Sinne des § 3 des Umweltfondsgesetzes, BGBl.
Nr. 567/1983 in der jeweils geltenden Fassung, die
geeignet sind, eine wesentliche Verbesserung für
die Umwelt zu erreichen und die von der im § 14
des Umweltfondsgesetzes vorgesehenen Kom-
mission im Interesse eines erreichbaren Vorzieh-
effektes dringlich empfohlen werden, die Zustim-
mung zur Überschreitung des Voranschlagsansat-
zes 1/18616 bis zu einem Betrag von 100 Millio-
nen Schilling zu geben.

(4) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 zur Erfüllung von
Verpflichtungen aus Verträgen im Zusammenhang
mit der CO-Finanzierung von Entwicklungshilfe-
projekten mit der Weltbank, die Zustimmung zur
Überschreitung der Voranschlagsansätze 1/20505
und 1/20506 bis zu einem Betrag von insgesamt
150 Millionen Schilling zu geben.

(5) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 den Voranschlags-
ansatz 1/54719 für den Fall der Inanspruchnahme
aus Haftungen bis zu einem Betrag von 2000 Mil-
lionen Schilling zu überschreiten.

(6) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 für den Fall der
Inanspruchnahme gemäß § 7 Abs. 2 des Ausfuhr-
förderungsgesetzes 1981, BGBl. Nr. 215, in der
jeweils geltenden Fassung, die Voranschlagsan-
sätze 1/54728 und 1/54729 bis zu einem Betrag

von insgesamt 1000 Millionen Schilling zu über-
schreiten.

(7) Zeichnet sich im Laufe des Finanzjahres
1989 ein Konjunkturrückgang und ein Zurückblei-
ben der Einnahmen des allgemeinen Haushaltes
gegenüber den veranschlagten Einnahmen (Art. I)
und durch das erwartete Zurückbleiben der Ein-
nahmen ein höherer Abgang des allgemeinen
Haushaltes (Art. I) ab, ist der Bundesminister für
Finanzen ermächtigt, den sich dadurch abzeich-
nenden höheren Abgang des allgemeinen Haus-
haltes bis zu 3 vH der veranschlagten Einnahmen
des allgemeinen Haushaltes (Art. I), durch Einnah-
men aus Kreditoperationen im Wege des Aus-
gleichshaushaltes zu bedecken. Ein Konjunktur-
rückgang ist dann gegeben, wenn sich gegenüber
der der Erstellung des Bundesvoranschlagsent-
wurfes 1989 mit 4,8 vH zugrunde gelegten nomi-
nellen Wachstumsrate der österreichischen Wirt-
schaft während des Finanzjahres 1989 eine Min-
derung um 1 Prozentpunkt oder mehr abzeichnet.

Artikel IV. (1) Wenn von einem Bundesbetrieb
oder einer betriebsähnlichen Einrichtung Mehrein-
nahmen erzielt werden, kann der Bundesminister
für Finanzen die Verwendung dieser Mehreinnah-
men für betriebsnotwendige Investitionen des
Betriebes oder der betriebsähnlichen Einrichtung
durch Zustimmung zu einer Überschreitung beim
betreffenden Voranschlagsansatz bewilligen,
soweit Ausgaben für derartige Investitionen in die-
sem Bundesgesetz veranschlagt sind und die
Durchführung dieser Investitionen für den betref-
fenden Betrieb betriebswirtschaftlich zweckmäßig
ist.

(2) Wenn bei Voranschlagsansätzen für zweck-
gebundene Einnahmen Mehreinnahmen anfallen,
aus denen dem Widmungszweck entsprechende
Mehrausgaben zu tätigen sind, kann der Bundes-
minister für Finanzen beim betreffenden Voran-
schlagsansatz einer Überschreitung nach Maß-
gabe der anfallenden zweckgebundenen Mehrein-
nahmen zustimmen. Werden Ausgaben nach Maß-
gabe zweckgebundener Einnahmen (zweckge-
bundene Ausgaben) nicht unter einem eigenen
Voranschlagsansatz veranschlagt, so kann die
Überschreitung auch dann genehmigt werden,
wenn nur der zweckgebundene Ausgabenteil des
Voranschlagsansatzes überschritten wird.

(3) Den in den Abs. 1 und 2 vorgesehenen
Überschreitungen kann bereits zugestimmt wer-
den, sobald der voraussichtliche Anfall entspre-
chender Mehreinnahmen belegbar ist. Als Mehr-
einnahmen im Sinne des Abs. 1 sind solche Ein-
nahmen anzusehen, die jeweils den für einen ein-
zelnen Betrieb oder eine einzelne betriebsähnli-
che Einrichtung veranschlagten Gesamteinnah-
menbetrag, ausgenommen zweckgebundene Ein-
nahmen, übersteigen.
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Artikel V. (1) Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, im Finanzjahr 1989 die Zustimmung
zu Überschreitungen zu geben

1. bei Voranschlagsansätzen des Ermessens
der Unterteilungen 3, 8 und 9 der Kapitel 01
bis 65 bis zu einem Betrag von 25 vH des
veranschlagten Betrages — lautet ein
Voranschlagsansatz auf einen Betrag unter
4 Millionen Schilling, dann bis zu einem
Betrag von 1 Million Schilling — wenn die
Bedeckung für diese Überschreitung durch
Ausgabeneinsparungen bei Voranschlags-
ansätzen des Ermessens der Unterteilun-
gen 3, 5, 6, 8 und 9 desselben Paragraphen
sichergestellt werden kann. Für die Bedek-
kung dürfen bis zu 30 vH des einzeln veran-
schlagten Ansatzbetrages verwendet wer-
den;

2. bei Voranschlagsansätzen des Ermessens
der Unterteilungen 3 und 8 der Titel 711,
743, 753, 773, 783 und 793 bis zu einem
Betrag von 25 vH des veranschlagten
Betrages — lautet ein Voranschlagsansatz
auf einen Betrag unter 4 Millionen Schilling,
dann bis zu einem Betrag von 1 Million
Schilling — wenn die Bedeckung für diese
Überschreitung bei Voranschlagsansätzen
des Ermessens der Unterteilungen 3, 5, 6
und 8 desselben Titels sichergestellt wer-
den kann. Für die Bedeckung dürfen bis zu
30 vH des einzeln veranschlagten Ansatz-
betrages verwendet werden;

3. bei den Voranschlagsansätzen des Kon-
junkturausgleich-Voranschlages (Anlage II)
bis zu einem Betrag von 25 vH des Ansatz-
betrages, wenn dies im Sinne der konjunk-
turellen Zielsetzungen gemäß Art. III Abs. 1
wirtschaftlich zweckmäßig ist und der Über-
schreitungsbetrag durch gleichhohe Aus-
gabenrückstellung bei einem anderen Vor-
anschlagsansatz des Konjunkturausgleich-
Voranschlages sichergestellt werden kann;

4. bei den Voranschlagsansätzen der Titel 602
und 603 bis zu einem Betrag von 25 vH des
veranschlagten Betrages, wenn die dem
Mehrbedarf zugrunde liegenden Einzelmaß-
nahmen im Rahmen der dem Grünen Plan
zugrunde liegenden Gesamtmaßnahmen
erforderlich und wirtschaftlich zweckmäßig
sind sowie dem Mehrbedarf entsprechende
gleichhohe Ausgabeneinsparungen bei
einem anderen Voranschlagsansatz dieses
Titels und im Rahmen der Gesamtplanung
des Grünen Planes zurückgestellt werden
können; die Ansatzbeträge der Voran-
schlagsansätze 1/60396 und 1/60398 dür-
fen unter den genannten Bedingungen bis
zur Höhe einer erzielbaren Ausgabenrück-
stellung, höchstens jedoch bis 50 vH des
Ansatzbetrages beim jeweiligen anderen

Voranschlagsansatz überschritten werden;
bei Voranschlagsansätzen der Titel 602, 603
und 604 bis zu einem Betrag von 20 vH des
veranschlagten Betrages, wenn die dem
Mehrbedarf zugrunde liegende Einzelmaß-
nahme im Rahmen der dem Grünen Plan
beziehungsweise den marktordnungspoliti-
schen Maßnahmen zugrunde liegenden
Gesamtmaßnahmen erforderlich und wirt-
schaftlich zweckmäßig sind und die Über-
schreitung der Voranschlagsansätze des
Titels 602 durch Ausgabeneinsparungen
bei Voranschlagsansätzen des Titels 604
und umgekehrt, jene der Voranschlägsan-
sätze des Titels 603 durch Ausgabenein-
sparungen bei Voranschlagsansätzen des
Titels 604 und umgekehrt bedeckt werden
können; bei den Voranschlagsansätzen des
Titels 604 bis zu einem Betrag von 90 vH
des jeweils veranschlagten Betrages, wenn
die dem Mehrbedarf zugrunde liegenden
Einzelmaßnahmen im Rahmen der den
marktordnungspolitischen Maßnahmen zu-
grunde liegenden Gesamtmaßnahmen auf
Grund unvorhersehbarer geänderter wirt-
schaftlicher Entwicklung erforderlich und
zweckmäßig sind und die Bedeckung durch
Ausgabenrückstellungen in gleicher Höhe
bei den Voranschlagsansätzen des
Titels 604 sichergestellt werden kann;

5. bei Voranschlagsansätzen des Titels 642
bis zu einem Betrag von 25 vH des veran-
schlagten. Ansatzbetrages, sofern die
Bedeckung durch Ausgabeneinsparungen
bei anderen Voranschlagsansätzen des
Titels 642, ausgenommen der Ansatz 1 /
64297 und die Voranschlagsansätze der
Paragraphen 6425 und 6426, sichergestellt
werden kann. Die Überschreitung darf nur
genehmigt werden, wenn die dem Mehrbe-
darf zugrunde liegenden Einzelmaßnahmen
im Rahmen der Gesamtmaßnahmen zur
Herstellung und Erhaltung der Bundesstra-
ßen B, S und A erforderlich und wirtschaft-
lich zweckmäßig sind sowie dem Mehrbe-
darf entsprechende gleichhohe Ausgaben
bei einem anderen Voranschlagsansatz
desselben Titels und im Rahmen der
Gesamtplanung der Bundesstraßen B, S
und A zurückgestellt werden können;

6. bei den Voranschlagsansätzen des Ermes-
sens der Unterteilungen 5, 6 und 8 der
Paragraphen 1551 und 1552 bis zur Höhe
einer erzielbaren Ausgabeneinsparung
beim jeweiligen Voranschlagsansatz für
Förderungen und/oder Aufwendungen des
entsprechenden Paragraphen, wobei die
Ansatzüberschreitung 80 vH des Ansatzbe-
trages, bei welchem die Ausgabeneinspa-
rung erfolgt, nicht übersteigen darf;
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7. bei Voranschlagsansätzen des Paragra-
phen 1551 für arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen gemäß § 51 Abs. 6 des Arbeits-
marktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/
1969 in der jeweils geltenden Fassung,
nach Maßgabe der dem Bund vom Reser-
vefonds nach dem AIVG überwiesenen Mit-
tel bis zu einem Betrag von 15 vH der vor-
gesehenen Ansatzbeträge;

8. bei Voranschlagsansätzen der Paragra-
phen 1111, 6313, 6525 und 6527 bis zur
Höhe von Ausgabeneinsparungen bei
anderen Voranschlagsansätzen desselben
Paragraphen, wobei die Ansatzüberschrei-
tung 50 vH des Ansatzbetrages, bei wel-
chem die Ausgabeneinsparung erfolgt,
nicht übersteigen darf;

9. beim Voranschlagsansatz 1/11508 für Maß-
nahmen der Flüchtlingsbetreuung bis zur
Höhe von 300 Millionen Schilling, wenn die
Bedeckung der Mehrausgaben durch Aus-
gabeneinsparungen und/oder Mehreinnah-
men sichergestellt werden kann;

10. bei den Voranschlagsansätzen 1/15158,
1/15248 und 1/15778 für Leistungen aus
der Gewährung von Härteausgleichen
gemäß §§ 15 a des Opferfürsorgegesetzes,
BGBl. Nr. 183/1947, 14 a des Bundesgeset-
zes über die Gewährung von Hilfeleistun-
gen an Opfer von Verbrechen, BGBl.
Nr. 288/1972, 76 des Kriegsopferversor-
gungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, und
73 a des Heeresversorgungsgesetzes,
BGBl. Nr. 27/1964 — alle Gesetze in der
jeweils geltenden Fassung — wenn die
Bedeckung für diese Überschreitung durch
Ausgabeneinsparungen beim Voran-
schlagsansatz für Aufwendungen (Gesetzli-
che Verpflichtungen) desselben Titels
sichergestellt werden kann; die Ansatz-
überschreitung darf höchstens 80 vH des
Ansatzbetrages, bei welchem die Ausga-
benersparung erfolgt, ausmachen;

11. bei den Voranschlagsansätzen 1/15525,
1/15526 und 1/15528 für arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen gemäß § 39 a des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl.
Nr. 31/1969, in der jeweils geltenden Fas-
sung, bis zu einem Betrag von insgesamt
400 Millionen Schilling, wenn die Be-
deckung durch Mehreinnahmen und/oder
Ausgabeneinsparungen sichergestellt wer-
den kann;

12. beim Voranschlagsansatz 1/60048 bis zu
einem Betrag von 50 Millionen Schilling für
gemäß § 31 Abs. 3 des Wasserrechtsgeset-
zes 1959, BGBl. Nr. 215, in der jeweils gel-
tenden Fassung, nicht vorhersehbar gewe-
sene notstandspolizeiliche Maßnahmen zur

Gewässerreinhaltung, wenn die Bedeckung
durch Ausgabenrückstellung und/oder
Mehreinnahmen sichergestellt werden
kann; bei den Voranschlagsansätzen 1/
60848 und 1/60866 bis zu einem Betrag von
20 vH des veranschlagten Betrages für
Maßnahmen des Schutzwasserbaues auf
Grund eingetretener Katastrophenereig-
nisse, wenn die Bedeckung durch Ausga-
beneinsparungen beim jeweils anderen
Voranschlagsansatz sichergestellt werden
kann;

13. bei Voranschlagsansätzen des Ermessens
der Unterteilung 3, 8 und 9 unabhängig von
Überschreitungen gemäß Z 1 und 2 bis zum
Betrag von 500000 S je Voranschlagsan-
satz, soweit die Bedeckung für die Ansatz-
Überschreitung durch Ausgabeneinsparun-
gen und/oder Mehreinnahmen sicherge-
stellt werden kann, Werden für eine Mehr-
zahl von Voranschlagsansätzen gleichzeitig
Überschreitungen erforderlich und kann
eine Bedeckung nur für einen Teil sicherge-
stellt werden, so sind die Überschreitungen
für die einzelnen Voranschlagsansätze in
der Reihenfolge zu bewilligen, die sich aus
den Fälligkeiten ergibt, nach deren Maß-
gabe zur Erfüllung rechtsverbindlicher Ver-
pflichtungen des Bundes Ausgaben zu
bestreiten sind;

14. bei den Voranschlagsansätzen 1/20108 und
1/20308 bis zu einem Betrag von 50 vH des
veranschlagten Betrages, soweit die Über-
schreitung durch die Kassenwertgebarung
verursacht ist und in Mehreinnahmen bei
den Voranschlagsansätzen 2/20104 und/
oder 2/20304 bedeckt werden kann.

Den Überschreitungen gemäß Z 1 bis 14 darf nur
zugestimmt werden, wenn über den bei einem
Voranschlagsansatz veranschlagten Betrag hin-
ausgehende, unvorhersehbare und unabweisliche
Ausgaben dies erfordern und wenn ohne diese
Maßnahme die ordnungsgemäße Ausübung der
Verwaltung im Hinblick auf die Beachtung der
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und Zweckmäßigkeit wesentlich beeinträchtigt
wird und zu diesem Zeitpunkt bei anderen Voran-
schlagsansätzen Ausgaben und/oder Mehrein-
nahmen in der zur Bedeckung der Überschreitung
erforderlichen Höhe rückgestellt werden können.

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters
ermächtigt, im Finanzjahr 1989 die Genehmigung
zu Überschreitungen zu geben

1. bei Voranschlagsansätzen des Ausgabenti-
tels 512 in Höhe der gemäß § 53 BHG in der
jeweils geltenden Fassung und Art. X Abs. 1
für die Rücklagenzuführung zulässigen
Beträge, wobei die Bedeckung in den nicht
in Anspruch genommenen Teilen der Voran-
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schlagsansätze bzw. zweckgebundenen Ein-
nahmen zu finden ist;

2. bei Voranschlagsansätzen zu Lasten des
Ausgabentitels 517 in jener Höhe, in der in
Vorjahren zugunsten dieser Voranschlagsan-
sätze Beträge einer Rücklage zugeführt wur-
den, höchstens jedoch im Gesamtbetrag
von 2 000 Millionen Schilling. Die Überschrei-
tung bei jedem einzelnen Voranschlagsan-
satz darf 60 vH des jeweils veranschlagten
Ansatzbetrages nicht übersteigen; ergibt
diese 60 vH Grenze jedoch einen Betrag
unter 1 Million Schilling, so darf der Voran-
schlagsansatz insgesamt bis zu einem
Betrag von 1 Million Schilling überschritten
werden; bei den Voranschlagsansätzen 1/
13046, 1/14146, 1/14156, 1/18003, 1/20505,
1/20506, 1/54718, 1/78333, 1/79333 und bei
Voranschlagsansätzen des Titels 1/534 darf
die Überschreitung bis zur Höhe der in den
Vorjahren zugeführten Rücklagenbeträge
genehmigt werden; in der zweckgebunde-
nen Gebarung kann solchen Überschreitun-
gen bereits in einem Zeitpunkt zugestimmt
werden, in dem der voraussichtliche Anfall
der veranschlagten zweckgebundenen Ein-
nahmen zwar belegbar ist, die bis zu diesem
Zeitpunkt eingegangenen zweckgebunde-
nen Einnahmen aber nicht oder nicht zur
Gänze ausreichen, die zu diesem Zeitpunkt
erforderlichen zweckgebundenen Ausgaben
zu bedecken;

3. bei Voranschlagsansätzen für Hilfeleistungen
in Katastrophenfallen im In- und Ausland, in
Seuchen- und Epidemiefällen sowie für die
Durchführung von Staatsbesuchen, Konfe-
renzen, Tagungen und ähnlichem, wenn die
für diese Zwecke erforderlichen Mehrausga-
ben im Zeitpunkt der Budgeterstellung nicht
vorhersehbar gewesen sind, im Einzelfall
oder bei Hilfeleistungen in Katastrophenfäl-
len, wenn sie in mehreren selbständigen Teil-
maßnahmen erfolgen, die Ausgaben hiefür
jeweils nicht mehr als 15 Millionen Schilling
im Finanzjahr 1989 betragen und beim Para-
graphen 5181 bedeckt werden können;

4. bei Voranschlagsansätzen des Paragra-
phen 1116 für Auslandseinsätze gemäß
BGBl. Nr. 173/1965, wenn die für diese
Zwecke erforderlichen Mehrausgaben im
Zeitpunkt der Budgeterstellung nicht vorher-
sehbar gewesen sind und durch Ausgaben-
rückstellungen oder Mehreinahmen oder
beim Paragraphen 5181 bedeckt werden
können;

5. beim Voranschlagsansatz 1/15577 bis zum
30. Jänner 1990 in Höhe des gemäß §64
Abs. 5 AIVG für die Überweisung an den
Reservefonds nach dem AIVG vorgesehenen
Betrages, wobei die Bedeckung in den nicht

in Anspruch genommenen Teilen der Voran-
schlagsansätze bzw. zweckgebundenen Ein-
nahmen des Titels 155 zu finden ist;

6. beim Voranschlagsansatz 1/53448 zur Ver-
wendung von Fondsmitteln bei Nuklearkata-
strophen gemäß Artikel II des Katastrophen-
fondsgesetzes 1986, BGBl. Nr. 396, wenn die
Bedeckung durch Entnahme aus den für den
Katastrophenfonds reservierten Rücklagen
sichergestellt werden kann.

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, im Falle der vorzeitigen Rückzahlung
von Finanzschulden hieraus erwachsende über-
planmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von
5 Milliarden Schilling gemäß § 41 Abs. 3 Z 2 BHG
zu genehmigen.

Artikel VI. Der Bundesminister für Finanzen hat
im Finanzjahr 1989 die Zustimmung zu Über-
schreitungen bei den Voranschlagsansätzen des
Paragraphen 1551 für arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen gemäß § 51 Abs. 6 des Arbeitsmarktför-
derungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/1969, in der
jeweils geltenden Fassung, nach Maßgabe der
dem Bund vom Reservefonds nach dem AIVG
überwiesenen Mittel bis zu einem Betrag von
10 vH der vorgesehenen Ansatzbeträge zu geben.

Artikel VII. Die im Bundesvoranschlag bei den
einzelnen Voranschlagsansätzen unter gesonder-
ten zweistelligen Aufgabenbereichs-Kennziffern in
Schrägdruck ausgewiesenen Aufgabenbereichs-
Teilbeträge sind für statistische Auswertungs-
zwecke vorgesehen und haben daher nicht
gesetzliche Wirkung.

Artikel Vlll. (1) Der Bundesminister für Finan-
zen darf in Ausübung der in Art. II enthaltenen
Ermächtigung zur Vornahme von Kreditoperatio-
nen im Finanzjahr 1989 namens des Bundes
Finanzschulden bei inländischen oder bei auslän-
dischen Gläubigern eingehen, wenn

1. deren Laufzeit fünfzig Jahre nicht übersteigt;

2. die prozentuelle Gesamtbelastung für den
Bund bei in inländischer Währung eingegan-
genen Finanzschulden unter Berücksichti-
gung eventueller Währungstauschverträge
unter Zugrundelegung der in Abs. 2
umschriebenen finanzmathematischen For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache des
im Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung
geltenden Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 2
des Nationalbankgesetzes, BGBl. Nr. 50/
1984) beträgt;

3. die prozentuelle Gesamtbelastung für den
Bund bei in ausländischer Währung einge-
gangenen Finanzschulden unter Berücksich-
tigung eventueller Währungstauschverträge
nicht mehr als das Zweieinhalbfache des
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arithmetischen Mittels aus den im Zeitpunkt
der Vertragsunterzeichnung geltenden offi-
ziellen Diskontsätzen in Belgien, der Bun-
desrepublik Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, den Niederlanden, Schweden, der
Schweiz und den USA (New York) beträgt.

(2) Die prozentuelle Gesamtbelastung gemäß
Abs. 1 Z 2 und 3 ist der jährliche, dekursive Zins-
fuß, der sich finanzmathematisch aus jenem
Abzinsungsfaktor ableitet, zu dem sämtliche wäh-
rend der Kreditlaufzeit vertraglich bedungenen
Zahlungen auf den Barwert zum Zeitpunkt der
Begebung abgezinst dem Nettoerlös aus der Kre-
ditoperation entsprechen.

Eine solche Kreditoperation darf im Einzelfall
den Betrag (Gegenwert) von 15 Milliarden Schil-
ling nicht übersteigen. In Verträgen über Kredit-
operationen in ausländischer Währung kann ver-
einbart werden, daß für Verbindlichkeiten des
Bundes aus solchen Verträgen Besicherungen mit
Bundesvermögen oder Bundeseinnahmen verhält-
nismäßig in gleicher Weise gewährt werden, wie
nach Abschluß dieser Vertrage solche Besiche-
rungen bei anderen Verbindlichkeiten des Bundes
aus Finanzschulden in ausländischer Währung
eingeräumt werden. Für die Beurteilung der
Gesamtbelastung bei Finanzschulden, bei wel-
chen die Zinssätze variabel festgesetzt werden,
ist für die vertragliche Laufzeit die Gesamtbela-
stung auf Basis des Zinssatzes für die erste Ver-
zinsungsperiode zu ermitteln.

(3) Weiters ist der Bundesminister für Finanzen
ermächtigt,

1. zur vorübergehenden Kassenstärkung kurz-
fristige Verpflichtungen des Bundes mit
einer Laufzeit bis 31. Dezember 1989 in
einem Ausmaß einzugehen, daß der jeweilige
Stand aus solchen Verpflichtungen des Bun-
des den Betrag (Gegenwert) von 16,7 Milliar-
den Schilling nicht übersteigt. Solche bis
31. Dezember 1989 nicht getilgte Verpflich-
tungen des Bundes sind auf die in diesem
Bundesgesetz erteilten Ermächtigungen zur
Vornahme von Kreditoperationen anzurech-
nen;

2. Verträge abzuschließen, um Verpflichtungen
des Bundes aus Finanzschulden
a) durch Hinausschieben der Fälligkeit bei

sonst unveränderten Bedingungen bis zu
einem Höchstbetrag von 20 vH der zu
Beginn des Finanzjahres bestehenden
Verpflichtungen des Bundes aus Finanz-
schulden zu prolongieren, wenn die
jeweils zu prolongierende Verpflichtung
im Einzelfall den Betrag (Gegenwert) von
15 Milliarden Schilling und die neue
Gesamtlaufzeit den Zeitraum von fünfzig
Jahren nicht übersteigt und sich dadurch
der Stand der Finanzschulden des Bun-
des nicht ändert;

b) bis zu einem Höchstbetrag von 20 vH der
zu Beginn des Finanzjahres bestehenden
Verpflichtungen des Bundes aus Finanz-
schulden zu konvertieren, wenn die Ver-
pflichtung im Einzelfall den Betrag
(Gegenwert) von 15 Milliarden Schilling,
die neue Laufzeit den Zeitraum von fünf-
zig Jahren nicht übersteigt und die
Gesamtbelastung für den Bund die in
Abs. 1 Z 2 oder Z 3 vorgesehene Gesamt-
belastung nicht übersteigt und die Höhe
der zu konvertierenden Schuldverpflich-
tung der Höhe der neuen Schuld-
aufnahme entspricht. Aufnahmen auf
Grund dieser Ermächtigung können auch
für Konversionen von Verpflichtungen
des Bundes aus Finanzschulden im Fol-
gejahr durchgeführt werden. Bei Finanz-
schulden in ausländischer Währung muß
zum Zeitpunkt der Aufnahme die Höhe
der zu konvertierenden Schuldverpflich-
tung zum jeweiligen Kurs auf dem für die
entsprechende Kreditoperation maßgebli-
chen Devisenmarkt der Höhe der neuen
Schuldaufnahme entsprechen. Die
Bestimmungen dieses Absatzes finden
auch Anwendung, wenn in der Person
des Gläubigers ein Wechsel eintritt;

c) zur letztendlichen Herabsetzung der pro-
zentuellen Gesamtbelastung durch Wäh-
rungstauschverträge zu verändern; lit. b
findet hiebei sinngemäß Anwendung;

3. im Zuge der Angleichung an das bestehende
Zinsgefalle im In- und Auslande unverloste
Teilschuldverschreibungen einer oder meh-
rerer früher begebener Anleihen des Bundes
anstelle einer Barzahlung bei Aufnahme von
Anleihen gemäß Abs. 1 entgegenzunehmen.
Die Höhe der Entgegennahme von Teil-
schuldverschreibungen wird für jeden einzel-
nen Zeichner höchstens mit einem Viertel
des neu gezeichneten Nennbetrages festge-
setzt. Der in Art. I aufgezeigte Betrag erhöht
sich um die Beträge, die sich in Ausübung
dieser Ermächtigung ergeben.

(4) Bei Kreditoperationen in ausländischer Wäh-
rung ist die Anrechnung auf die in den Absätzen 1
bis 3 genannten Höchstbeträge nach folgenden
Grundsätzen vorzunehmen:

1. Erfolgt zum Zeitpunkt der Zuzählung der
Kreditvaluta kein Verkauf der Fremdwährung
gegen österreichische Schillinge, ist der
Anrechnung der von der Oesterreichischen
Nationalbank zwei Bankarbeitstage vor dem
Zeitpunkt der Zuzählung der Kreditvaluta
bekanntgegebene Devisenmittelkurs zu-
grunde zu legen.

2. Erfolgt zum Zeitpunkt der Zuzählung der
Kreditvaluta ein Verkauf der Fremdwährung
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gegen österreichische Schillinge, ist der
Anrechnung der von der Oesterreichischen
Nationalbank hiefür in Rechnung gestellte
Kurs zugrunde zu legen.

3. Bei Kreditoperationen mit Währungstausch-
verträgen sind Z 1 und 2 sinngemäß anzu-
wenden. Grundlage für die Anrechnung sind
die aus dem Währungstausch letztendlich
erhaltenen Fremdwährungsbeträge.

Artikel IX. (1) Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, im Finanzjahr 1989 namens des
Bundes gemäß § 66 BHG

1. Ausfallsbürgschaften (§§ 1346, 1356 ABGB)
für land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
bis zu einem Darlehensrahmen von insge-
samt 600 Millionen Schilling zu gewahrende
Investitionskredite zu übernehmen; solche
Haftungen können auch für Kredite über-
nommen werden, die zu einer Gesellschaft
bürgerlichen Rechtes zusammengeschlos-
senen land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben sowie Agrargemeinschaften, land- und
forstwirtschaftlichen Genossenschaften und
ähnlichen Vereinigungen mit Ausnahme von
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
gewährt werden; die Haftung darf im Einzel-
falle jeweils nur bis zu 50 vH des aushaften-
den Kapitalbetrages, keinesfalls für einen
höheren Betrag als 50 Millionen Schilling
übernommen werden;

2. die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357
ABGB) für vom Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfonds zur teilweisen Finanzierung der
ihm durch das Umwelt- und Wasserwirt-
schaftsfondsgesetz, BGBl, Nr. 79/1987,
übertragenen Aufgaben durchzuführende
Kreditoperationen (Anleihen, Darlehen und
sonstige Kredite) in einem Ausmaß zu über-
nehmen, daß der Gesamtbetrag (Gegen-
wert) der Haftungen 2 250 Millionen Schilling
an Kapital und 2 250 Millionen Schilling an
Zinsen und Kosten und die Kreditoperation
im Einzelfall 2 250 Millionen Schilling an Kapi-
tal nicht übersteigt;

3. die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357
ABGB) für gemäß § 1 Abs. 1 des Bundesge-
setzes, mit dem Bestimmungen über den
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und den
Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneue-
rungsfonds getroffen sowie das Wohnbau-
förderungsgesetz 1984 und das Bundesfi-
nanzgesetz 1988 geändert werden, BGBl.
Nr. 373/1988, durchzuführende Kreditopera-
tionen (Anleihen, Darlehen und sonstige Kre-
dite) in einem Ausmaß zu übernehmen, daß
der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Haftung
3000 Millionen Schilling an Kapital und
3000 Millionen Schilling an Zinsen und
Kosten und die Kreditoperation im Einzelfall

3000 Millionen Schilling an Kapital nicht
übersteigt;

4. die Haftung als Bürge und Zahler (§1357
ABGB) für Schuldverschreibungen von Ein-
lagensicherungseinrichtungen gemäß §31
Abs. 5 des Kreditwesengesetzes, BGBl.
Nr. 63/1979, in der jeweils geltenden Fas-
sung, bis zu einem Gesamtbetrag von
100 Millionen Schilling an Kapital und
100 Millionen Schilling an Zinsen und Kosten
zu übernehmen.

(2) Haftungen für Kreditoperationen gemäß
Abs. 1 Z 1 bis 4 dürfen nur übernommen werden,
wenn diese inhaltlich den Bestimmungen des
Art. VIII Abs. 1 entsprechen.

(3) Auf Haftungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 ist der
§ 66 Abs. 2 Z 3 BHG, auf Haftungen gemäß Abs. 1
Z 2 und 3 ist § 66 Abs. 2 Z 2 BHG nicht anzuwen-
den.

Artikel X. (1) Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, für eine widmungsgemäße Verwen-
dung in einem späteren Finanzjahr die im Finanz-
jahr 1989 durch Zahlung nicht in Anspruch
genommenen Teile

1. der bei den Voranschlagsansätzen 1/64698,
1/64708 und der bei den Voranschlagsansät-
zen 1/40108 und 1/64738 als Investitionsaus-
gaben für die Landesverteidigung — wobei
die Zweckbestimmung für bewegliches Anla-
gevermögen auch aus den Voranschlagspo-
sten ersichtlich sein muß — genehmigten
Ausgabenbeträge im Wege einer Rücklagen-
zuführung (allgemeine Rücklage) zu reser-
vieren;

2. der bei den Voranschlagsansätzen 1/13046
(für den Österreichischen Filmförderungs-
fonds), 1/14146, 1/14156, 1/20505, 1/20506,
1/60136, 1/60446 (für die Förderung von
Grünbracheflächen — LWK, gebundene
Post und Überweisungen an den GWF für
die Förderung von Getreideexporten), 1/
64145, 1/64146, 1/64148, 1/65255, 1/65256
und 1/65276 genehmigten Ausgabenbeträge
im Wege einer Rücklagenzuführung (beson-
dere Rücklage) zu reservieren.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann
Rücklagen voranschlagswirksam auflösen, soweit
diese Beträge zur Erfüllung von Verpflichtungen
benötigt werden, die aus Kreditaufnahmen in frü-
heren Finanzjahren bis einschließlich 1981 samt
den auf den Bund entfallenden anteiligen Zinsen
aufgrund von mit Bundesländern zur Errichtung
von Bundesstraßen und Autobahnen abgeschlos-
senen Sonderfinanzierungsvereinbarungen bis
einschließlich 1986 fällig geworden sind.

Artikel XL (1) Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, im Finanzjahr 1989 über Bestand-
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teile des unbeweglichen Bundesvermögens im
Rahmen der ihm gemäß § 64 BHG übertragenen
Befugnis nach Maßgabe folgender Bestimmungen
zu verfügen:

1. gemäß § 64 Abs. 1 Z 1 und 2 BHG bis zu
einem Entgelt (Preis, Wert) von 5 Millionen
Schilling für den einzelnen Bestandteil des
unbeweglichen Bundesvermögens;

2. gemäß § 64 Abs. 4 BHG bis zu einem
Schätzwert von 500000 S im Einzelfell;

3. gemäß § 64 Abs. 5 BHG bis zu einem
Schätzwert der Belastung von 250 000 S im
Einzelfall.

Verfügungen über unbewegliches Bundesvermö-
gen, bei denen die unter Z 1 bis 3 angeführten
Wertgrenzen überschritten werden, bedürfen der
Bewilligung durch ein Bundesgesetz im Sinne des
Art. 42 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes,
die vom Bundesminister für Finanzen einzuholen
ist.

(2) Die im laufenden Finanzjahr gemäß §64
Abs. 1 Z 1 und 2 BHG innerhalb des Ermächti-
gungsrahmens gemäß Abs. 1 Z l bis 3 getroffe-
nen Verfügungen dürfen insgesamt den Wert von
250 Millionen Schilling nicht übersteigen.

(3) Über jede im laufenden Finanzjahr getrof-
fene Verfügung gemäß § 64 Abs. 1 Z 1 und 2
BHG, bei der das Entgelt für den einzelnen
Bestandteil des unbeweglichen Bundesvermö-
gens, über den verfügt wurde, 2 Millionen Schilling
übersteigt, hat der Bundesminister für Finanzen
den mit der Vorberatung von Bundesfinanzgeset-
zen betrauten Ausschuß des Nationalrates binnen
einem Monat nach Ablauf dieses Finanzjahres
zusammenfassend zu berichten.

Artikel XII. (1) Der Bundesminister für Finanzen
ist ermächtigt, im Finanzjahr 1989 über Bestand-
teile des beweglichen Bundesvermögens im Rah-
men der ihm gemäß §§62 und 63 BHG übertrage-
nen Befugnis nach Maßgabe folgender Bestim-
mungen zu verfügen.

(2) Übersteigt bei einer Verfügung gemäß §§ 62
und 63 Abs. 1 Z 1 und 2 BHG

1. die Forderung, auf die verzichtet wird, oder
der Wert des einzelnen sonstigen Bestand-
teiles des beweglichen Bundesvermögens,
über den verfügt wird, 10 Millionen Schilling,
oder

2. der Wert aller sonstigen Bestandteile des
beweglichen Bundesvermögens, über die
durch das jeweilige Rechtsgeschäft gleich-
zeitig verfügt wird, insgesamt 150 Millionen
Schilling,

so bedarf eine solche Verfügung der Bewilligung
durch ein Bundesgesetz im Sinne des Art. 42
Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes, die
vom Bundesminister für Finanzen einzuholen ist.

Hievon kann bei einem Verzicht auf eine Forde-
rung des Bundes Abstand genommen werden,
wenn dadurch aus wirtschafts- oder arbeitsmarkt-
politischen Interessen die Einleitung oder Durch-
führung eines Konkurs- oder Ausgleichsverfah-
rens vermieden werden könnte, jedoch die Bewil-
ligung des Nationalrates nicht mehr rechtzeitig
eingeholt werden kann.

(3) Übersteigt bei einer Verfügung gemäß §§ 62
und 63 Abs. 1 Z 1 und 2 BHG die Forderung, auf
die verzichtet wurde, oder der Wert des einzelnen
sonstigen Bestandteiles des beweglichen Bun-
desvermögens, über das verfügt wurde, 2 Millio-
nen Schilling, hat der Bundesminister für Finanzen
dem mit der Vorberatung von Bundesfinanzgeset-
zen betrauten Ausschuß des Nationalrates über
jede derartige im laufenden Finanzjahr getroffene
Verfügung binnen einem Monat nach Ablauf die-
ses Finanzjahres zusammenfassend zu berichten.

Artikel XIII. Die Anzahl der Planstellen für Bun-
desbedienstete für das Jahr 1989 wird durch den
Stellenplan 1989 festgelegt (Anlage III).

Artikel XIV. Die Regelungen, nach denen die
Ausgaben für die Anzahl und die Kategorie der bei
einem Organ des Bundes im Jahre 1989 verwen-
deten Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge bestrit-
ten werden dürfen, werden durch den Fahrzeug-
plan des Bundes für das Jahr 1989 (Anlage IV)
getroffen.

Artikel XV. Die Regelungen, nach denen die
Ausgaben für die Anzahl und die Type der bei
einem Organ des Bundes im Jahre 1989 verwen-
deten Datenverarbeitungsanlagen bestritten wer-
den dürfen, werden durch den Plan für Datenver-
arbeitungsanlagen des Bundes für das Jahr 1989
(Anlage V) getroffen.

Artikel XVI. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, falls im Finanzjahr 1989 bei Personal-
ausgaben (Unterteilung 0) ein unabweisbarer
Mehraufwand entsteht, zur Bedeckung dieses
Mehraufwandes im Einvernehmen mit der Bun-
desregierung Ausgabenrückstellungen zu verfü-
gen.

Artikel XVII. Dieses Bundesgesetz tritt am
I.Jänner 1989 in Kraft.

Artikel XVIII. Mit der Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes ist unbeschadet der den obersten
Organen nach Maßgabe der Haushaltsvorschriften
zustehenden Befugnis zur Bestreitung der einzel-
nen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages,

1. soweit in diesem Bundesgesetz Bestimmun-
gen über den Stellenplan getroffen werden,
der Bundeskanzler im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen,

2. im übrigen der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Waldheim
Vranitzky
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Anlage

zum Bundesvoranschlag für das Jahr 1989

Stellenplan für das Jahr 1989
I. Allgemeiner Teil

1. Gliederung des Stellenplanes

(1) Der Stellenplan enthält das Planstellenver-
zeichnis des Bundes und eine Aufstellung über
die Planstellen der Österreichischen Bundesbah-
nen sowie der jugendlichen Bediensteten.

(2) Im Planstellenverzeichnis des Bundes wer-
den die Bundesbediensteten getrennt nach
Beamten sowie nach Vertragsbediensteten der
Kategorien A und B ausgewiesen. Auf Rechnung
einer Planstelle für Vertragsbedienstete der Kate-
gorie B sowie einer den Vertragsbediensteten der
Kategorie B zugeordneten Planstelle für Vertrags-
lehrer oder Vertragsassistenten (§ 26 Abs. 4 des
Bundeshaushaltsgesetzes) können mehrere sai-
son- oder teilbeschäftigte Vertragsbedienstete
der gleichen Entlohnungsgruppe mit der Ein-
schränkung aufgenommen werden, daß die für die
Planstelle vorgesehene Gesamtjahresarbeitslei-
stung nicht überschritten wird.

(3) Unter Planstellen für jugendliche Bedien-
stete sind Planstellen für Vertragsbedienstete der
Kategorie A für

1. Lehrlinge bis zur Beendigung des Lehrver-
hältnisses und während der gesetzlichen
Behaltefrist,

2. Anlernkräfte, sofern sie das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben und

3. Vertragsbedienstete, sofern sie das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben

zu verstehen.

Lehrlinge nach Beendigung der gesetzlichen
Behaltefrist, jugendliche Vertragsbedienstete und
Anlernkräfte, deren Übernahme auf eine Planstelle
des Planstellenverzeichnisses des Bundes oder
der Österreichischen Bundesbahnen bis zur Voll-
endung des 18. Lebensjahres nicht möglich ist,
können längstens bis zum Ende des Kalenderjah-
res weiterbeschäftigt werden, in dem sie das
19. Lebensjahr vollendet haben.

2. Besetzung von Planstellen über den im Stel-
lenplan festgesetzten Stand

(1) Ist keine im Stellenplan vorgesehene Plan-
stelle frei und kann auch keine andere Planstelle
im Sinne des Punktes 3 gebunden werden, so
können Vertragsbedienstete, soweit nicht Abs. 3
bis 6 anderes bestimmen, mit Zustimmung der

Bundesregierung aufgenommen werden. Der
Antrag ist vom zuständigen Bundesminister im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen zu stellen.

Ohne Zustimmung der Bundesregierung kön-
nen Personen aufgenommen werden, die nicht
österreichische Staatsbürger sind und im Ausland
zu einer arideren als geistigen Arbeitsleistung her-
angezogen werden. Die für solcherart beschäf-
tigte Personen erforderliche Anzahl der Gesamt-
jahresarbeitsleistungen ist vom zuständigen Bun-
desminister im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzler und dem Bundesminister für Finanzen
jährlich pauschal festzulegen.

(2) Durch die Bestimmungen des Abs. 1 wer-
den die Bestimmungen über die Überschreitung
von Ausgabenansätzen nicht berührt.

(3) Die dem Präsidenten des Nationalrates
gemäß Art. 30 Abs. 4 des Bundes-Verfassungsge-
setzes, die dem Präsidenten des Rechnungshofes
gemäß Art. 21 des Bundes-Verfassungsgesetzes
und die dem Vorsitzenden der Volksanwaltschaft
gemäß Art. 148 h des Bundes-Verfassungsgeset-
zes zustehenden Rechte auf dem Gebiet der
Diensthoheit über die Beamten und Angestellten
der Parlamentsdirektion, des Rechnungshofes
bzw. der Volksanwaltschaft bleiben unberührt.

(4) Für einen Beamten der Verwendungs-
gruppe D, E, P 3, P 4 und P 5 sowie für einen Ver-
tragsbediensteten des Entlohnungsschemas I,
Entlohnungsgruppe d und e sowie des Entloh-
nungsschemas II, Entlohnungsgruppe p 3, p 4 und
p 5, der an der Dienstleistung verhindert ist, kann
bei dringendem Bedarf als Ersatz ein Vertragsbe-
diensteter der gleichen Entlohnungsgruppe der
Kategorie B aufgenommen werden.

(5) Für einen Bundesbediensteten, der
a) als Mitglied eines Organs der Gesetzge-

bung, als Organ der Volksanwaltschaft, als
Präsident bzw. Vizepräsident des Rech-
nungshofes, als Mitglied des Verfassungs-
gerichtshofes oder als Oberstes Organ der
Vollziehung außer Dienst gestellt ist,

b) als Mitglied des Nationalrates, des Bundes-
rates oder eines Landtages die gemäß § 17
Abs. 1 und 2 des Beamten-Dienstrechtsge-
setzes 1979 zur Ausübung des Mandates
erforderliche freie Zeit gewährt erhält,
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c) zur Dienstleistung bei einer internationalen
Organisation oder sonstigen internationalen
Einrichtung sich im Urlaub gegen Entfall der
Bezüge befindet,

d) zu einer Dienstleistung im Rahmen einer
internationalen Organisation oder sonstigen
internationalen Einrichtung,

e) zu einer Dienstleistung im Sinne des Bun-
desgesetzes vom 14. Juli 1965, BGBl.
Nr. 233, oder im Rahmen einer Übernahme
einer Schutzmachtfunktion durch die Repu-
blik Österreich herangezogen wird,

f) ordentlichen Präsenzdienst gemäß §27
Abs. 2 des Wehrgesetzes 1978, BGBl.
Nr. 150, bzw. außerordentlichen Präsenz-
dienst gemäß § 27 Abs. 3 Ziffer 1 bis 4 und 6
des Wehrgesetzes 1978, BGBl. Nr. 150, lei-
stet,

g) Zivildienst leistet,
h) zu Lasten einer freien Planstelle zur Dienst-

leistung in einem anderen Personalstand
einberufen wird,

i) sich in einem Karenzurlaub befindet oder
dessen Wochendienstzeit nach den §§ 50 a
oder 50 b des Beamten-Dienstrechtsgeset-
zes 1979 auf die Hälfte herabgesetzt wurde,

kann für die Dauer der Außerdienststellung, der
erforderlichen Freizeitgewährung, der Dienstlei-
stung, des Karenzurlaubes, des Präsenzdienstes,
des Zivildienstes, der Heranziehung nach lit. d und
e oder der Dauer der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit unter Bindung seiner Planstelle bezie-
hungsweise unter Bindung des dem Ausmaß der
Herabsetzung der Wochendienstzeit entspre-
chenden Planstellenanteiles ein Vertragsbedien-
steter aufgenommen werden. Punkt 3 Abs. 5 und
6 gilt sinngemäß. Unter der gleichen Vorausset-
zung kann für einen Richter, Staatsanwalt oder
Richteramtsanwärter ein Richteramtsanwärter
und für einen Berufsoffizier, einen Beamten in
UO-Funktion oder für einen zeitverpflichteten Sol-
daten ein zeitverpflichteter Soldat aufgenommen
werden.

(6) Für eine Vertragsbedienstete, die gemäß
§§3 und 5 des Mutterschutzgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 221, nicht beschäftigt werden darf, kann
für die Dauer des Beschäftigungsverbotes unter
Bindung ihrer Planstelle ein Vertragsbediensteter
aufgenommen werden. Punkt 3 Abs. 5 und 6 gilt
sinngemäß.

(7) Werden in einem Planstellenbereich Arbeits-
plätze für Behinderte vorgesehen, kann der Bun-
deskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen für die Besetzung dieser
Arbeitsplätze Planstellen zuweisen. Hiefür stehen
100 Planstellen zusätzlich zur Verfügung. Die
Bestimmungen über die Überschreitung von Aus-
gabenansätzen werden hiedurch nicht berührt.

3. Bindung von Planstellen

(1) Innerhalb desselben finanzgesetzlichen
Ansatzes können freie Planstellen der Verwen-
dungsgruppen A. B, C, D, P1, P 2, P 3, P 4, L1,
L2, W1. W2, H1, H2 und H3 mit Bundesbeam-
ten einer niedrigeren Verwendungsgruppe oder in
der gleichen Verwendungsgruppe mit Bundesbe-
amten einer niedrigeren Dienstklasse (Dienst-
stufe) besetzt werden.

Freie Planstellen für Vertragsbedienstete der
Entlohnungsschemen I, I L, II und II L können mit
Vertragsbediensteten einer niedrigeren Entloh-
nungsgruppe bzw. können freie Planstellen für
Vertragsbedienstete der Kategorie A mit Vertrags-
bediensteten der Kategorie B der gleichen oder
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe besetzt
werden.

Jedenfalls können freie Planstellen der Verwen-
dungsgruppen D und E mit Bundesbeamten der
Verwendungsgruppen P 4 und P 5 und freie Plan-
stellen für Vertragsbedienstete der Entlohnungs-
gruppen d und e mit Vertragsbediensteten der
Entlohnungsgruppen p 4 und p 5 und umgekehrt
besetzt werden.

Freie Planstellen für Bundesbeamte und Ver-
tragsbedienstete können mit Jugendlichen Be-
diensteten besetzt werden.

(2) Freie Planstellen für Richter können im sel-
ben Planstellenbereich mit Richtern, denen eine
niedrigere Dienstzulage gebührt oder mit Richter-
amtsanwärtern besetzt werden. Dies gilt auch für
Staatsanwälte.

(3) Freie Planstellen für ordentliche
Universitätsprofessoren können mit außerordentli-
chen Universitätsprofessoren besetzt werden.

(4) Freie Planstellen für Bundesbeamte der All-
gemeinen Verwaltung und in handwerklicher Ver-
wendung, für Universitäts(Hochschul)lehrer, Leh-
rer, Wachebeamte und Berufsoffiziere können zur
Versehung gleichartiger oder niedrigerer Dienste
mit Vertragsbediensteten der Kategorien A und B
besetzt werden.

(5) Freie Planstellen für Beamte einer der Ver-
wendungsgruppen PT 1 bis PT 8 können mit
Beamten derselben Verwendungsgruppen ohne
Anspruch auf Zuordnung zu einer Dienstzulagen-
gruppe oder mit Beamten einer niedrigeren Ver-
wendungsgruppe ohne Anspruch auf Zuord-
nung zu einer Dienstzulagengruppe besetzt wer-
den.

(6) Freie Planstellen einer der Verwendungs-
gruppen PT 1 bis PT 9 können mit Beamten einer
der Verwendungsgruppen A bis E und P 1 bis P 5
sowie mit Vertragsbediensteten einer der Entloh-
nungsgruppen a bis e und p 1 bis p 5 und umge-
kehrt mit folgender Maßgabe besetzt werden, daß
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gemäß § 184 b des Beamten-Dienstrechtsgeset-
zes 1979 in der Fassung von BGBl. Nr. 659/1983

die Verwendungsgruppe A für Beamte und die
Entlohnungsgruppe a für Vertragsbedienstete der
Verwendungsgruppe PT 1 oder PT 2,

die Verwendungsgruppe B für Beamte und die
Entlohnungsgruppe b für Vertragsbedienstete der
Verwendungsgruppe PT 2, PT 3 oder PT 4,

die Verwendungsgruppe C für, Beamte und die
Entlohnungsgruppe c für Vertragsbedienstete der
Verwendungsgruppe PT 5 oder PT 6,

die Verwendungsgruppe D für Beamte und die
Entlohnungsgruppe d für Vertragsbedienstete der
Verwendungsgruppe PT 7 oder PT 8,

die Verwendungsgruppe E für Beamte und die
Entlohnungsgruppe e für Vertragsbedienstete der
Verwendungsgruppe PT 9,

die Verwendungsgruppe P 1 für Beamte und die
Entlohnungsgruppe p 1 für Vertragsbedienstete
der Verwendungsgruppe PT 6,

die Verwendungsgruppe P 2 für Beamte und die
Entlohnungsgruppe p 2 für Vertragsbedienstete
der Verwendungsgruppe PT 7,

die Verwendungsgruppe P 3 für Beamte und die
Entlohnungsgruppe p 3 für Vertragsbedienstete
der Verwendungsgruppe PT 7 oder PT 8,

die Verwendungsgruppe P 4 für Beamte und die
Entlohnungsgruppe p 4 für Vertragsbedienstete
der Verwendungsgruppe PT 8,

die Verwendungsgruppe P 5 für Beamte und die
Entlohnungsgruppe p 5 für Vertragsbedienstete
der Verwendungsgruppe PT 9

entsprechen.

(7) Wird ein nicht im Bundesdienst stehender
Bediensteter in einem Planstellenbereich des
Bundes verwendet und trägt der Bund, ohne
hiezu gesetzlich verpflichtet zu sein, die Personal-
kosten, so ist für die Dauer der Verwendung eine
der dienstrechtlichen Stellung des Bediensteten
entsprechende freie Planstelle zu binden.

Diese Bestimmung ist nicht anzuwenden, wenn
eine Person, die weder österreichischer Staats-
bürger ist noch im Bundesdienst steht, im Aus-
land zu anderen als geistigen Arbeitsleistungen
herangezogen wird.

(8) Wird in einem Planstellenbereich mit einem
Bundesbediensteten oder einer anderen Person
ein Werkvertrag abgeschlossen, der eine geistige
Arbeitsleistung zum Gegenstand hat und einen
Auftrag beinhaltet, der eine Reihe von Leistungen
umfaßt, deren Anzahl von vornherein nicht fest-
steht und deren Erfüllung einen längeren Zeitraum
erfordert, ist für die Dauer des Werkvertrages eine
der Wertigkeit der für das Werk aufgewendeten

Arbeitsleistung entsprechende freie Planstelle zu
binden, wenn durch den Werkvertrag die Arbeits-
kraft des Werkunternehmers zur Gänze in
Anspruch genommen wird. Wird durch den Werk-
vertrag die Arbeitskraft des Werkunternehmers
nur zu einem Teil in Anspruch genommen, ist eine
entsprechende freie Planstelle eines Vertragsbe-
diensteten der Kategorie B zu binden.

4. Umwandlung von Planstellen

(1) Eine freie Planstelle kann vom zuständigen
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzler und dem Bundesminister für Finanzen
in eine Planstelle der gleichen oder einer niedrige-
ren Dienstklasse (Dienststufe, Dienstzulagen-
gruppe) einer niedrigeren Verwendungsgruppe
desselben finanzgesetzlichen Ansatzes umge-
wandelt werden.

(2) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen den Stellen-
plan einer Organisationsänderung anpassen,
wenn diese Organisationsänderung Auswirkungen
auf den Stellenplan hat.

5. Personalreserve

(1) Die Personalreserve enthält Planstellen, die
vom Bundeskanzler einzelnen Planstellenberei-
chen über den im Planstellenverzeichnis festge-
setzten Stand an gleichen Planstellen zugewiesen
werden können. Für jede derart über den Stand in
einer höheren Dienstklasse (Dienststufe) besetzte
Planstelle hat eine Planstelle einer niedrigeren
Dienstklasse (Dienststufe) in der gleichen Ver-
wendungsgruppe des Plansteilenbereiches unbe-
setzt zu bleiben.

(2) Eine in einem Planstellenbereich frei wer-
dende Planstelle einer Dienstklasse (Dienststufe), ,
für die aus der Personalreserve eine Planstelle
zugewiesen ist, gilt als Planstelle der Personalre-
serve, solange in dieser Dienstklasse (Dienst-
stufe) in der gleichen Verwendungsgruppe der
tatsächliche Stand den systemisierten Stand im
Planstellenverzeichnis übersteigt.

(3) Die Planstellen in der Personalreserve erhö-
hen sich um die Zahl der Beamten, die

a) als Mitglieder eines Organs der Gesetzge-
bung, als Organ der Volksanwaltschaft, als
Präsident bzw. Vizepräsident des Rech-
nungshofes, als Mitglied des Verfassungs-
gerichtshofes oder als Oberstes Organ der
Vollziehung außer Dienst gestellt sind,

b) als Mitglieder des Nationalrates, des Bun-
desrates oder eines Landtages, die gemäß
§ 17 Abs. 1 und 2 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 zur Ausübung des
Mandates erforderliche freie Zeit gewährt
erhalten,

c) zur Dienstleistung bei einer internationalen
Organisation oder sonstigen internationalen
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Einrichtung sich im Urlaub gegen Entfall der
Bezüge befinden,

d) zu einer Dienstleistung im Rahmen einer
internationalen Organisation oder sonstigen
Einrichtung,

e) zu einer Dienstleistung im Sinne des Bun-
desgesetzes vom 14. Juli 1965, BGBl.
Nr. 233, oder im Rahmen einer Übernahme
einer Schutzmachtfunktion durch die Repu-
blik Österreich herangezogen werden.

Haben Beamte, die solcherart außer Dienst
gestellt, beurlaubt oder herangezogen worden
sind oder denen die erforderliche freie Zeit
gewährt worden ist, ihren Dienst wieder aufge-
nommen, so entfällt diese Erhöhung in dem Zeit-
punkt, in dem im betreffenden Planstellenbereich
eine Planstelle der gleichen Art frei wird.

(4) Die Absätze (1) bis (3) gelten für Beamte
einer der Verwendungsgruppen PT 1 bis PT 9
sinngemäß.
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Anlage

zum Bundesvoranschlag für das Jahr 1989

Fahrzeugplan des Bundes
für das Jahr 1989

I. Abschnitt: Allgemeiner Teil
1. Gliederung des Fahrzeugplanes

(1) Der Fahrzeugplan des Bundes (Abschnitt II)
gliedert sich in den Plan der Kraftfahrzeuge, den
Plan der Luftfahrzeuge und den Plan der Wasser-
fahrzeuge.

(2) Die im Ran der Kraftfahrzeuge vorgesehe-
nen Kraftfahrzeuge werden nach den folgenden
Kategorien unterschieden:

1. Personenkraftwagen Kategorie III, das sind
Personenkraftwagen bis einschließlich
3000 ccm Hubraum, die für den Bundes-
präsidenten, die Präsidenten des National-
rates, den Vorsitzenden des Bundesrates,
den Präsidenten und Vizepräsidenten des
Rechnungshofes, die Mitglieder der Bun-
desregierung einschließlich der Staatsse-
kretäre und die Landeshauptmänner vorge-
sehen sind. Außerdem ist je ein Kraftfahr-
zeug der Kategorie III für den Verfassungs-
gerichtshof, Verwaltungsgerichtshof und
den Obersten Gerichtshof vorgesehen.

Die festgelegte Hubraumgrenze gilt für
Kraftfahrzeugmodelle in der Ausführung mit
Ottomotor oder Dieselmotor mit Aufladung.
Für die gleichen Modelle in der Ausführung
mit Dieselmotor ohne Aufladung können
die jeweiligen Hubraumgrenzen um bis zu
500 ccm überschritten werden. Ausgenom-
men von der Hubraumbeschränkung ist je
ein Personenkraftwagen für den Bundes-
präsidenten, die Präsidenten des National-
rates und den Bundeskanzler.

2. Personenkraftwagen Kategorie II, das sind
Personenkraftwagen, die ausschließlich für
die österreichischen Vertretungen im Aus-
land vorgesehen sind. Sie unterliegen kei-
ner Hubraumbeschränkung, jedoch sind die
Anschaffungskosten (einschließlich Zusatz-
ausstattung) je Personenkraftwagen mit
270 000 S begrenzt.

3. Personenkraftwagen Kategorie I a, das sind
Personenkraftwagen mit einem Hubraum
von 1 601 ccm bis 2 000 ccm, die nur bei
jenen Organen des Bundes vorgesehen
werden dürfen, die Fahrzeuge mit größe-
rem Fassungsvermögen oder für repräsen-
tative Zwecke der Bundesverwaltung benö-
tigen.

Die festgelegte Hubraumgrenze gilt für
Kraftfahrzeugmodelle in der Ausführung mit
Ottomotor oder Dieselmotor mit Aufladung.
Für die gleichen Modelle in der Ausführung
mit Dieselmotor ohne Aufladung können
die jeweiligen Hubraumgrenzen um bis zu
250 ccm überschritten werden.

4. Personenkraftwagen Kategorie I, das sind
Personenkraftwagen bis einschließlich
1 600 ccm Hubraum, die als Dienstkraftwa-
gen für die Bundesverwaltung vorgesehen
sind.

Die festgelegte Hubraumgrenze gilt für
Kraftfahrzeugmodelle in der Ausführung mit
Ottomotor oder Dieselmotor mit Aufladung.
Für die gleichen Modelle in der Ausführung
mit Dieselmotor ohne Aufladung können
die jeweiligen Hubraumgrenzen um bis zu
250 ccm überschritten werden.

5. Fahrzeuge für betriebliche Zwecke. Zu die-
sen Fahrzeugen zählen:
a) Kombinationskraftwagen gemäß § 2 Z 6

des Kraftfahrgesetzes 1967, BGBl.
Nr. 267 in der derzeit geltenden Fas-
sung, das sind mehrspurige Kraftfahr-
zeuge, die zur wahlweisen Beförderung
von Personen oder Gütern eingerichtet
sind, wenn diese die Voraussetzungen
für die Fahrzeug-Kategorien I, I a und II
erfüllen und soweit sie nicht als Kraft-
fahrzeuge für besondere Zwecke im
Sinne des P 1 Abs. 2 Z 10 lit. b erfaßt
werden;

b) Personenkraftwagen der Kategorie I, die
betrieblichen oder betriebsähnlichen
Zwecken dienen und als solche durch
entsprechende Aufschriften an den bei-
den vorderen Türen oder auf Zusatzta-
feln gekennzeichnet sind, aus der das
benützende Organ des Bundes ersicht-
lich sein muß;

c) Personenkraftwagen der Kategorie I, die
als Einsatzfahrzeuge Verwendung fin-
den, wenn sie mit Warnleuchten mit
blauem Licht (Blaulicht) und Vorrichtun-
gen zum Abgeben von Warnzeichen mit
aufeinanderfolgenden, verschieden
hohen Tönen (Tonfolgehorn) ausgestat-
tet sind oder für sie ein Deckkennzei-
chen zugewiesen ist.
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6. Motorräder über 125 ccm Hubraum. Hiezu
zählen auch solche mit Beiwagen ohne
Rücksicht auf ihren Hubraum.

7. Motorräder über 50 ccm Hubraum bis ein-
schließlich 125 ccm Hubraum.

8. Lastkraftwagen mit einer Nutzlast über
1000 kg.

9. Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis ein-
schließlich 1 000 kg.

10. Kraftfahrzeuge für besondere Zwecke.
Hiezu zählen:
a) Kraftfahrzeuge, die auf Grund einer

erhöhten Bodenfreiheit mit entspre-
chendem Überhangwinkel oder einer
auf alle Räder wirkenden Antriebsein-
richtung für den Einsatz im Gelände
geeignet sind;

b) Kraftfahrzeuge für spezielle straßen-
und sicherheitspolizeiliche Zwecke,
soweit diese nicht bereits als Fahrzeuge
für betriebliche Zwecke im Sinne des
P 1 Abs. 2 Z 5 lit. a erfaßt werden;

c) Omnibusse gemäß §2 Z7 des Kraft-
fahrgesetzes 1967, BGBl. Nr. 267 in der
derzeit geltenden Fassung;

d) Personenkraftwagen mit mehr als sechs
Sitzen außer dem Lenkersitz (Klein-
busse);

e) Kombinationskraftwagen gemäß § 2 Z 6
und Lastkraftwagen gemäß § 2 Z 8 leg.
cit., mit Laboratoriumseinrichtungen,
Röntgeneinrichtungen, Meßeinrichtun-
gen u. dgl.;

f) Zugmaschinen (Radschlepper, Ketten-
schlepper und Traktoren) gemäß § 2 Z 9
leg. cit.;

g) Einachszugmaschinen gemäß § 2 Z 23
leg. cit.

(3) Die im Plan der Luftfahrzeuge vorgesehenen
Luftfahrzeuge werden gemäß § 4 Abs. 2, 3 und 6
der Zivilluftfahrt-Personalverordnung (ZLPV),
BGBl. Nr. 219/1958 in der derzeit geltenden Fas-
sung, nach den folgenden Kategorien unterschie-
den:

1. Motorflugzeuge, Gewichtsklassen D—F, das
sind ein- und mehrmotorige Flugzeuge mit
einem Gewicht von 5 700 kg bis 14 000 kg
(Gewichtsklasse D), mehrmotorige Flug-
zeuge mit einem Gewicht von 14 000 kg bis
20 000 kg (Gewichtsklasse E) und mehrmo-
torige Flugzeuge mit einem Gewicht von
mehr als 20 000 kg (Gewichtsklasse F);

2. Motorflugzeuge, Gewichtsklasse C, das sind
mehrmotorige Flugzeuge mit einem Gewicht
bis 5700 kg;

3. Motorflugzeuge, Gewichtsklasse B, das sind
einmotorige Flugzeuge mit einem Gewicht
von 2 000 kg bis 5 700 kg;

4. Motorflugzeuge, Gewichtsklasse A, das sind
einmotorige Flugzeuge mit einem Gewicht
bis 2 000 kg;

5. Hubschrauber;
6. Segelflugzeuge, Sitzplatzklasse b

(zweisitzige und mehrsitzige, zweisitzig
geflogene Segelflugzeuge);

7. Segelflugzeuge, Sitzplatzklasse a
(einsitzige und zweisitzige, einsitzig geflo-
gene Segelflugzeuge).

(4) Die im Plan der Wasserfahrzeuge vorgese-
henen Wasserfahrzeuge werden nach folgenden
Kategorien unterschieden:

1. Passagier- und Transportschiffe;
2. SpezialWasserfahrzeuge;
3. Innenbordmotorboote;
4. Außenbordmotorboote;
5. Boote, Zillen u. ä. mit Außenbordmotor.

(5) Von der Aufnahme im Abschnitt II ausge-
nommen sind:

a) die im § 27 Abs. 2 BHG, BGBl. Nr. 213/1986
in der derzeit geltenden Fassung, angeführ-
ten Fahrzeuge;

b) Motorräder, die nur vorübergehend — jähr-
lich bis zu maximal 12 Wochen — zur aus-
schließlichen Verwendung im Rahmen der
Fahrausbildung für Angehörige der Exeku-
tive behördlich zugelassen werden.

2. Verwendung der Fahrzeuge

(1) Jedes Organ des Bundes darf die für die
Verwendung von Kraft-, Luft- oder Wasserfahr-
zeugen vorgesehenen Ausgaben nur insoweit
bestreiten, als sich diese Ausgaben aus der Ver-
wendung der im Abschnitt II zuammengefaßten
Anzahl und Kategorie solcher Fahrzeuge ergeben.

(2) Ausgaben für bei einem Organ des Bundes
vorhandene Fahrzeuge, die über den im Fahr-
zeugplan vorgesehenen Stand hinausgehen, dür-
fen nicht bestritten werden. Solche Fahrzeuge
sind unter Angabe der Fahrzeugkategorie, der
Fahrzeugtype und des Abstellplatzes ebenso wie
die Wiederverwendung dem Bundesminister für
Finanzen bekanntzugeben. Ausgenommen sind
Ausgaben für jene Kraftfahrzeuge, die aus Anlaß
von Staatsbesuchen oder Staatsempfängen anfal-
len, sofern die Bestimmungen in P 3 Abs. 1 einge-
halten werden, sowie Ausgaben anläßlich des vor-
übergehenden Einsatzes von Reservekraftfahr-
zeugen anstelle der im Abschnitt II vorgesehenen
Kraftfahrzeuge der gleichen Kategorie bei der
Post- und Telegraphenverwaltung und bei den
Österreichischen Bundesbahnen.

(3) Ausgaben für aus den Vorjahren vorhan-
dene Personenkraftwagen der Kategorie I a, II
oder III, die nicht der Kategorie der vorgesehenen
Kraftfahrzeuge im Plan der Kraftfahrzeuge für das
Jahr 1989 entsprechen, dürfen im Jahre 1989 bei
dem gleichen Organ des Bundes nur dann bestrit-
ten werden, wenn die unverzügliche Veräußerung
eines solchen Kraftfahrzeuges unwirtschaftlich
wäre.
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(4) Ein Organ des Bundes darf die Ausgaben
für den Einsatz eines bei einem anderen Organ
des Bundes vorgesehenen Fahrzeuges nur dann
bestreiten, wenn bei dem ersteren Organ des
Bundes nach dem Einsatz des bei dem anderen
Organ des Bundes vorgesehenen Fahrzeuges ein
vorübergehender, unabwendbarer Bedarf besteht.

(5) An Stelle der Ausgaben für ein im
Abschnitt II enthaltenes Fahrzeug dürfen die Aus-
gaben für ein Fahrzeug einer niedrigeren Katego-
rie bestritten werden. Für die einzelnen Fahrzeug-
kategorien gilt folgende Reihung:

a) Bei P 1 Abs. 2 Z 1 bis 5:
Personenkraftwagen Kategorie III,
Personenkraftwagen Kategorie II,
Personenkraftwagen Kategorie I a,
Personenkraftwagen Kategorie I,
Fahrzeuge für betriebliche Zwecke;

b) bei P 1 Abs. 2 Z 6 und 7:
Motorräder über 125 ccm Hubraum,
Motorräder über 50 ccm bis einschließlich
125 ccm Hubraum;

c) bei P 1 Abs. 2 Z 8 bis 10:
Lastkraftwagen mit einer Nutzlast über
1000 kg,
Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis ein-
schließlich 1 000 kg,
Kraftfahrzeuge für besondere Zwecke;

d) bei P 1 Abs. 3 Z 1 bis 5:
Motorflugzeuge, Gewichtsklassen D—F,
Motorflugzeuge, Gewichtsklasse C,
Motorflugzeuge, Gewichtsklasse B,
Motorflugzeuge, Gewichtsklasse A,
Hubschrauber;

e) bei P 1 Abs. 3 Z 6 und 7:
Segelflugzeuge, Sitzplatzklasse b,
Segelflugzeuge, Sitzplatzklasse a;

f) bei P 1 Abs. 4 Z 1 und 2:
Passagier- und Transportschiffe,
Spezialwasserfahrzeuge;

g) bei P 1 Abs. 4 Z 3 bis 5:
Innenbordmotorboote,
Außenbordmotorboote,
Boote, Zillen u. ä. mit Außenbordmotor.

3. Verwendung von Fahrzeugen über den Im
Fahrzeugplan festgesetzten Stand

(1) Tritt im Laufe des Jahres 1989 ein unab-
wendbarer Mehrbedarf bezüglich eines Fahrzeu-

ges bei einem Organ des Bundes auf, so dürfen
die hiefür erforderlichen Ausgaben mit Zustim-
mung des Bundesministers für Finanzen dann
bestritten werden, wenn

a) ein gegenüber dem Fahrzeugplan zusätzli-
ches Fahrzeug in Dienst gestellt werden
muß,

b) ein im Fahrzeugplan enthaltenes Fahrzeug
eines anderen Organs des Bundes, das
dem gleichen oder auch einem anderen
Bundesminister untersteht, nicht zur Verfü-
gung gestellt werden kann und

c) seitens des Organs des Bundes, bei dem
der unabwendbare Mehrbedarf bezüglich
eines Fahrzeuges auftritt, die finanzielle
Bedeckung der Anschaffung und des
Betriebes des Fahrzeuges sichergestellt
wird. Gemäß den Bestimmungen in §27
Abs. 3 BHG, BGBl. Nr. 213/1986 in der der-
zeit geltenden Fassung, in Zusammenhalte
mit den Ausführungen in P 4 Abs. 3 des All-
gemeinen Teiles des Planes für Datenverar-
beitungsanlagen hat der Bundesminister für
Finanzen hierüber den mit der Vorberatung
von Bundesfinanzgesetzen betrauten Aus-
schuß des Nationalrates einmal jährlich zu
berichten,

(2) Ist der unabwendbare Mehrbedarf im Sinne
des Abs. 1 dadurch bedingt, daß an Stelle eines
im Fahrzeugplan enthaltenen Fahrzeuges ein
Fahrzeug einer höheren Fahrzeugkategorie
gemäß P 2 Abs. 5 erforderlich ist, so gilt bei
Zustimmung zum Mehrbedarf im Sinne des Abs. 1
das im Fahrzeugplan enthaltene Fahrzeug der
niedrigeren Kategorie als gebunden.

4. Haltungskostenbeitrag

Ein Haltungskostenbeitrag für privateigene
Kraftfahrzeuge (Personenkraftwagen oder Krafträ-
der) von Bundesbediensteten kann nach Maß-
gabe der dienstrechtlichen Vorschriften gewährt
werden, wenn die Voraussetzungen für die Benüt-
zung eines bundeseigenen Kraftfahrzeuges, das
dem privateigenen Kraftfahrzeug entspricht,
durch den Bundesbediensteten gegeben sind und
das privateigene Kraftfahrzeug an Stelle eines
bundeseigenen benützt wird.
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Anlage

zum Bundesvoranschlag für das Jahr 1989

Plan für Datenverarbeitungsanlagen
für das Jahr 1989

I. Abschnitt: Allgemeiner Teil
1. Voraussetzungen für die Aufnahme von

Datenverarbeitungsanlagen in den Plan für
Datenverarbeitungsanlagen:

(1) In den Plan für Datenverarbeitungsanlagen
sind

a) bundeseigene,
b) angemietete und die dem Bund unentgeltlich

zur Benützung überlassenen Datenverarbei-
tungsanlagen aufzunehmen.

(2) Vom Bund gekaufte, aber noch unter Eigen-
tumsvorbehalt des Verkäufers stehende Datenver-
arbeitungsanlagen, gelten als bundeseigene.

(3) Eine Datenverarbeitungsanlage im Sinne
des Planes für Datenverarbeitungsanlagen ist ein
programmierbares System von auf elektroni-
schem Wege kommunizierenden Maschinen, das
unabhängig von anderen Systemen Daten verar-
beiten kann und dessen Wert gemäß Abs. 6
300 000 Schilling übersteigt.

(4) Elektronische Systeme, die ausschließlich
der Datenerfassung oder der Steuerung bestimm-
ter technischer Einrichtungen dienen, wie z. B.
Netzknoten, Hausleitsysteme und Bestandteile
von Fahrzeugen, Maschinen, maschinellen Anla-
gen, Geräten u. ä., zählen nicht zu den Datenver-
arbeitungsanlagen im Sinne des Abs. 3.

(5) Besteht ein Datenverarbeitungssystem aus
mehreren lediglich im Wege der Datenfernverar-
beitung zusammengeschlossenen Datenverarbei-
tungsanlagen, sind die Bestimmungen dieses Pla-
nes für Datenverarbeitungsanlagen auf jede die-
ser Anlagen gesondert anzuwenden.

(6) Maßgeblicher Wert im Sinne des Abs. 3 ist
jener Kaufpreis einschließlich Umsatzsteuer, der
ohne Abzug allfälliger Sonderkonditionen vom
Bund zum Zeitpunkt des Kaufes aufzuwenden ist,
oder der bei Miete oder unentgeltlicher Überlas-
sung zum Zeitpunkt der Aufnahme in den Plan für
Datenverarbeitungsanlagen aufzuwenden wäre,
um die Datenverarbeitungsanlage neu zu erwer-
ben.

Sollte die Bestimmung des Kaufpreises nicht
möglich sein, so ist an dessen Stelle der Kaufpreis
für ein ähnlich leistungsfähiges System als maß-
geblicher Wert heranzuziehen.

2. Typengliederung des Planes für Datenverar-
beitungsanlagen:

(1) Die im Plan für Datenverarbeitungsanlagen
vorgesehenen Datenverarbeitungsanlagen wer-
den nach folgenden Typen untergliedert:

1. Type A (Kleinanlagen): Das sind alle Daten-
verarbeitungsanlagen, die nicht die Erforder-
nisse einer größeren Type erfüllen.

2. Type B (Mittelanlagen): Das sind alle Daten-
verarbeitungsanlagen, die nicht die Erforder-
nisse einer größeren Type erfüllen, auf die
jedoch die nachstehenden Erfordernisse
zutreffen:
a) Hauptspeicherkapazität über 50 000 Zei-

chen,
b) mindestens zwei Magnetbandstationen

oder eine Magnetplatteneinheit,
c) mindestens ein Schnelldrucker (ab

400 Zeilen pro Minute).
Magnetbandkassettengeräte gelten nicht als
Magnetbandstationen und Diskettenlauf-
werke nicht als Magnetplatteneinheiten.

3. Type C (Großanlagen): Das sind alle Daten-
verarbeitungsanlagen, die die Erfordernisse
der Type D nicht erfüllen, auf die jedoch die
nachstehenden Voraussetzungen zutreffen:
a) Hauptspeicherkapazität über 250 000 Zei-

chen,
b) Großraumspeicher für mindestens eine

Milliarde Zeichen im direkten Zugriff.

4. Type D (Sonderanlagen): Das sind alle
Datenverarbeitungsanlagen, auf die die fol-
genden Voraussetzungen zutreffen:
a) mindestens zwei Zentraleinheiten mit

Hauptspeicherkapazitäten über
500 000 Zeichen,

b) Großraumspeicher für mindestens drei
Milliarden Zeichen im direkten Zugriff.

3. Verwendung von Datenverarbeitungsanla-
gen:

(1) Jedes Organ des Bundes darf Ausgaben für
die Anschaffung und den Betrieb von Datenverar-
beitungsanlagen nur tätigen, wenn diese Daten-
verarbeitungsanlagen im Anlagenplan enthalten
sind.
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(2) Anstelle der Ausgaben für eine im Plan ent-
haltene Datenverarbeitungsanlage im Sinne des
P. 1 Abs. 1 lit. a dürfen die Ausgaben für eine
Datenverarbeitungsanlage im Sinne des P. 1
Abs. 1 lit. b der gleichen Type und umgekehrt
getätigt werden.

(3) Weiters dürfen anstelle der Ausgaben für
eine im Plan enthaltene Datenverarbeitungsanlage
die Ausgaben für eine Datenverarbeitungsanlage
einer kleineren Type getätigt werden.

4. Verwendung von Datenverarbeitungsanla-
gen über den im Plan für Datenverarbeitungsan-
lagen festgesetzten Stand:

(1) Tritt im Laufe des Jahres 1989 ein unvorher-
sehbarer und unabweisbarer Mehrbedarf bezüg-
lich einer Datenverarbeitungsanlage bei einem
Organ des Bundes auf, ist der Bundesminister für
Finanzen ermächtigt, im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler den Ausgaben für Anschaffung
und Betrieb einer bisher nicht im Plan enthaltenen
Datenverarbeitungsanlage unter folgenden Vor-
aussetzungen zuzustimmen:

a) Die anfallenden Arbeiten können auf einer im
Plan enthaltenen Datenverarbeitungsanlage
des gleichen oder auch eines anderen Res-

sortbereiches für die restliche Zeit des lau-
fenden Verwaltungsjahres nicht durchge-
führt werden;

b) seitens des die Aufnahme beantragenden
Ressorts wird die finanzielle Bedeckung
sichergestellt.

(2) Bei Erteilung der Zustimmung im Sinne des
Abs. 1 ist die Datenverarbeitungsanlage einer der
in P. 2 Abs. 1 Z. 1 bis 4 ausgewiesenen Typen
zuzuordnen.

(3) Der Bundesminister für Finanzen hat gemäß
§ 28 (4) BHG, BGBl. Nr. 213/1986, über die gemäß
Abs. 1 getroffenen Maßnahmen gemeinsam mit
dem Bericht gemäß P. 3 Abs. 1 lit. c des Allgemei-
nen Teiles des Fahrzeugplanes dem mit der Vor-
beratung von Bundesfinanzgesetzen betrauten
Ausschuß des Nationalrates einmal jährlich zu
berichten.

5. Zuständigkeit des Bundeskanzlers:

Die Zuständigkeit des Bundeskanzlers zur
Koordination der gesamten Verwaltung des Bun-
des auf dem Gebiete der elektronischen Daten-
verarbeitung wird durch die Bestimmungen dieses
Planes für Datenverarbeitungsanlagen nicht
berührt.
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